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Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Erstes Ktüch vom Jahr 1843.

3 I. Veanmtmachung
des Fürstlichen Geheimen-Rathö-Cellegium, die erweiterten Abfertigungs-

befugnisse der Uebergangsstelle zu Nömhild betreffend,
d.# d. 21. Dechr. 1842.

Da vom 1. Januar 1843 ab der Herzoglich Sachsen-Meiningenschen Ue-
bergangsstelle zu Römhild die Befugniß zur Ausfertigung und Erledigung von
Uebergangoscheinen, sowie zur Abfertigung des mit dem Anspruch auf Steuer-
vergütung nach Baiern ausgehenden Branntweins von dem Herzoglich Sachsi-
schen Landesministerium in Meiningen ertheilt worden ist, so wird solches unter
Zurückbeziehung auf die Bekanntmackungen vom 15. und 21. December v. Jah-

116 6CGeseesammlung1841. Nr. XXXI. und XXXI..) zur öffentlichen Kenntniß
gebra##s ben 21.Decmber 1842.

Fürstl. Schwarzburg.Geheime-„Maths-Collegium.(gez.) Witzleben

 II. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 28. Drchr. 1842, die anderweite Regulirung

der Eutferung der Poststation wichen Blankenhain
und Stodtiim betreffend.

Da durch den neuen Chausseebau von Blankenhain nach Tannrode die
Straße von dem erstgenannten Orte nach Stadtilm kürzer und bequemer ge-

worden, so ist mit höchster Genehmigung bestimmt worden, daß die EntfernungFüörlil. Schw. Rudolst. Gelthiammlung. IV.



2 1 8 4 3.
der Poststation zwischen Blankenhain und Stadtilm von 33 Meilen, wie solche
zeither nach §. 1. Unserer betreffenden Bekanntmachung vom 18. Januar d. J.
angenommen gewesen, auf 31 Meile herabgesetzt worden, was hierdurch nach-
achtlich bekannt gemacht wird.

Rudolstadt, den 21. Decbr. 1842.

Fürstl. Schwerzburg. Regierung.
. A. Blanchl.

 III. Bekanntwachung
der Fürstlichen Regierung vom 23. December 1842, das der Kunsthandlung
Artaria und Fontaine zu Mannheim gnädigst ertheilte Privilegium zum Schutze

gegen den Nachstich des bei derselben erscheinenden Bildes der
Kreuzabnahme von Daniel di Volterra betreffend.

Das von dem Durchlauchtigsten Unserm gnddigsten Fürsten und Herrn der
Kunsthandlung Artaria und Fontaine zu Mannheim gnadigste ertheilte Privi-
legium zum Schutze gegen den Nachstich des bei derselben erscheinenden, von
dem Ritter Toschi in Kupfer gestochenen Bildes der Kreuzabnahme von Daniel
di Volterra wird höchstem Befehle zu Folge nachstehend für den Umfang des

hiesigen Fürstenthums zur Tchachtun bekannt gemacht.Rudolstadt, den 23. Dechr. 1842.

Fürstl. i a Regierung.
Hönniger.

N. A. Blanchl.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu
Schwarzburg u. s. w. urkunden hiermit:

Nachdem Wir dem von derKunsthandlung Artaria und Fontaine zuMamn-
heim bei Uns angebrachten Gesuche um Ertheilung eines besondern Privilegium
zum Schutze gegen den Nachstich des von dem Ritter Toschi in Kupfer gestoche-
nen Bildes der Kreuzabnahme von Daniel di Volterra, welches in der genann
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ten Handlung erscheinen wird, zu willfahren Uns gnadigst entschlossen haben,
so ertheilen Wir der gedachten Kunsthandlung das erbetene Privilegium auf
zwanzig Jahre dergestalt, daß ohne Genehmigung der genannten Handlung
oder deren Rechtsnachfolger bei Vermeidung der vollstandigen Entschadigung
der dadurch beeinträchtigten Kunsthandlung oder deren Rechtsnachfolger, so wie
der Confiscation der vorhandenen Exemplare und Platten und einer Geldstrafe
von 800 Gulden, Niemand den gedachten Kupferstich, so lange die Platte
desselben noch nutzbar ist, auf künstliche Weise nachzubilden oder durch ein rein
mechanisches Verfahren vervielfältigen darf, ohne Unterschied, ob die Nachbil-
dung in einer andern Größe als der erwähnte Kupferstich, oder auch mit an-
dern Abweichungen von demselben vorgenommen wird, sofern nur die Verän-
derungen nicht so überwiegend sind, daß die Arbeit nicht als eine bloße Nach-
bildung, sondern als eineigenthümliches Kunstwerk betrachtet werden kann;
auch daß bei Vermeidung der oben gedrohten Nachtheile und Strafen Niemand
wissentlich dergleichen widerrechtlich vervielfältigte Abdrücke zum Verkauf hal-
ten darf.

Urkundlich haben Wir dieses Privilegium, bei welchem die betheiligte
Kunsthandlung oder deren Nechtönachfolger auf deren desfallsigen Antrag schleu-
nigst und kräftigst von Unsern Behörden geschützt werden sollen, eigenhändig
vollzogen und mit Unser'm Fürstlichen Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen Frankenhausen, den 14. December 1842.

(L. S.) Friedrich Günther,
F. z. S.





Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Lurie: Htück vom Se 1843.

½ IFxv. Vekauntmachung
bes Fürstl. Geheimen=Naths- Collegium vom 15. Febr. 1843, die unterm
 · Jannar d. J. mit dem Herzogthum Sachsen-Coburg-Gotha zu Be-

förderung der Rechtspflege abgeschlossene Uebereinkunft betreffend.

- Zwischen dem Fürstl. Schwarzburgischen Geheimen-Raths-Collegium all-
hier und dem Herzogl. Sachsen-Coburg-Gothaischen Ministerium zu Gotha
ist zur Beförderung der Rechtspflege folgende Uebereinkunft abgeschlossen worden,

I. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 1.

Die Gerichte beider Staaten leisten sich gegenseitig alle diejenige Rechts-
hülfe, welche sie den Gerichten des Inlandes nach dessen Gesetzen und Ge-
richtsverfassung nicht verweigern dürfen, in wiefern das gegenwärtige Abkom-
men nicht besondere Einschränkungen feststellt.

Art. 2.
Die Vollstreckbarkeit der richterlichen Erkenntnisse wird gegenseitig aner-

kanne, dafern diese nach den näheren Bestimmungen des gegenwärtigen Ab-
kommens von einem beiderseits als competent anerkannten Gerichte gesprochen
worden sind, und nach den Gesetzen des Staates, von dessen Gerichte sie ge-
fällt worden, die Rechtskraft bereits beschritten haben. Solche Erkenntnisse
werden an dem in dem andern Staate befindlichen Vermögen des Sachfälli-
gen unweigerlich vollstreckt.

Art. 3.
Ein von einem zuständigen Gerichte gefälltes rechtskräftiges Erkenntniß

begründet vor den Gerichten des andern Staates die Einrede des rechtskräf-

tigen Urtheils (exceptio rei Judicalao) mit denselben Wirkungen f als wenn das
Fürlli. Schw. Rudolst. Gelsrtsammlung. IV.
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Urtheil von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem solche Einrede gel-
tend gemacht wird, gesprochen wäre.

II. Besondere Bestiurmungen.

1) Rücsichtlich der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen
echtsstreitigkeiten.

Art. 4.

Keinem Unterthan ist es erlaubt, sich durch freiwillige Prorogation der
Gerichtsbarkeit des andern Staates, dem er als Unkerthau und Staatsbürger
nicht angehört, zu unterwerfen.

Keine Gerichtsbehörde ist befuge, der Requisition eines solchen gesetzwi-
drig prorogirten Gerichtes um Stellung des Beklagten oder Vollstreckung des
Erkenntnisses Statt zu geben, vielmehr wird jedes von einem solchen Gerichte
gesprochene Erkenntniß in dem andern Staate als ungültig betrachtet.

Der Kläger foltgt dem Beklagten.
Art. 5.

Beide Staaten erkennen den Grundsatz an, daß der Kläger dem Ge-
richtsstande des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil der
fremden Gerichtsstelle nicht nur insofern dasselbe den Beklagten, sondern auch
sofern es den Kläger, z. B. rücksichtlich der Erstattung von Gerichtskosten
betrifft, in dem andern Staate als rechtsgültig erkannt und vollzogen.

Wiederklage.
Art. 6.

Für die Wiederklage ist die Gerichtsbarkeit des über die Vorklage zustän-
digen Richters begründet, dafern nur jene mit dieser im rechtlichen Zusammen-
hange steht und sonst nach den Landesgesetzen des Vorbeklagten zulässig ist.
Wo gesetzlich Einreden im Ordinar-Proceß zu einer Verurtheilung des Klé-
gers führen, gelten sie der Wiederklage gleich.
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Provotations-Klage.

Art. 7.
Die Provocations-Klagen (ox lego dillumon oder ex lege #i contendat)

werden erhoben vor dem perfönlich zuständigen Gerichte der Provocanten, oder
da, wohin die Klage in der Hauptsache selbst gehörig istz es wird daher die
von diesem Gerichte besonders im Falle des Ungehorsams, rechtskräftig aus-
gesprochene Sentenz von der Obrigkeit des Provocirten als vollstreckbar an-
erkannt.

Persönlicher Gerichtsstand.
Art. 8.

Der persönliche Gerichtsstand, welcher entweder durch den Wohnsitz in
einem Staate, oder bei denen, die einen eigenen Wohnsitz noch nicht genom-
nen haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsstande der Aeltern begründet
ist, wird von beiden Staaten, in persènlichen Klagsachen dergestalt aner-
kannt, daß der Unterthan des einen Staates von den Unterthanen des andern
nur vor seinem persönlichen Richter belangt werden darfz; es müßten denn bei
jenen persönlichen Klagsachen neben dem persönlichen Gerichtsstande noch die

besondern Gerichtöstände des Contracts oder der geführten Verwaltung con-
curriren, welchen Falles die persönliche Klage auch vor diesen Gerichtsständen
erhoben werden kann.

Art. 9. »

Die Absicht, einen beständigen Wohnsitz an einem Orte nehmen zu wol-
len, kann sowohl ausdrücklich, als durch Handlungen geäußert werden. Das
Letztere geschieht, wenn Jemand an einem gewissen Orte ein Amt, welches
seine beständige Gegenwart daselbst erfordert, übernimmt, Handel oder Ge-
werbe daselbst zu treiben anfängt, oder sich daselbst alles, was zu einer ein-
gerichteten Wirthschaft gehört, anschafft. Die Absicht muß aber nicht blos in
Bezilehung auf den Staat, sondern selbst auf den Ort, wo# der Wohnfitz ge-
nommen werden soll, bestimmt geaußert sein.

10.
Wenn Jemand sowohl in dem einen als in dem andern Staateseinen

Wohnsitz in dem landesgesetzlichen Sinne genommen hat, so hangt die Wahl
des Gerichtsstandes von dem Klager ab.
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Art. 11.

Der Wohnsitz des Vaters, wenn dieser noch am Leben ist, begründet zu-
gleich den ordentlich Gerichtsstand des noch in seiner Gewalt befindlichen Kin-
des, ohne Rücksicht auf den Ort, wo dasselbe geboren worden, oder wo das
Kind sich nur eine Zeit lang aufhält.

Art. 12.
Ist der Vater verstorben: so verbleibt der Gerichtsstand, unter welchem

derselbe zur Zeit seines Ablebens seinen Wohnsitz hatte, der ordentliche Ge-
richtsstand des Kindes, so lange dasselbe noch keinen eigenen ordentlichen Wohn-
sitz rechtlich begründet hat.

Art. 13.

Ist der Vater unbekannt oder das Kind nicht aus einer Ebe zur rechten
Hand erzeugt: so richtet sich der Gerichtsstand einetz solchen Kindes auf gleiche
Art nach dem gewöhnlichen Gerichtsstande der Mutter.

Art. 14.

Diejenigen, welche in dem einen oder dem anderen Staate, ohne dessen
Büürger zu sein, eine abgesonderte Handlung, Fabrik oder ein andereé derglei-
chen Etablissement besitzen, sollen wegen persönlicher Verbindlichkeiten, welche
sie in Ansehung solcher Etablissemento eingegangen haben, sowohl vor den
Gerichten des Landes, wo die Gewerboanstalten sich befinden, als vor dem
Gerichtsstande des Wohnorts belangt werden können.

Art. 15.

Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem persönlichen Auf-
enthalte auf dem erpachteten Gute, soll den Wohnort des Pachters im Staate
begründen.

Art. 16.
Ausnahmsweise sollen Studirende und Dienstboten auch in demjensgen

Staate, wo sie sich in dieser Eigenschaft aufhalten, während dieser Zeit rück-
sichtlich aller daselbst gegen sie begründeten rechtlichen Verbindlichkeiten noch ei-
nen persönlichen Gerichtsstand haben, hier aber, so viel ihren persönlichen Zu-
stand und die davon abhängenden Rechte betrifft, ohne Ausnahme nach den
Gesetzen ihres Wohnortes und ordentlichen Gerichköstandes beurtheilt werden.
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Gerichtsstand der Erben.

Art. 17.

Erben werden wegen persönlicher Verbindlichkeiten ihres Erblassers vor
bessen Gerichtsstande so lange belangt, als die Erbschaft ganz oder theilweise
noch dort vorhanden, oder, wenn der Erben mehrere sind, noch nicht getheilt ist.

Allgemeines Gantgericht.
Art. 18.

Im Concurs wird der persönliche Gerichtsstand des Schuldners auch als
allgemeines Gantgericht anerkannt, ausgenommen, wenn der größere Theil des
Vermögens, bei dessen Bestimmung das über die Vermögenomasse aufzuneh-
mende Inventarium und Taxe zum Grunde zu legen ist, in dem andern Staate
sich befindet, wo alsdann dem letztern unter der im Ark. 23. enthaltenen Be-

schränkung das Recht des 'lhene za zugestanden wird.
Activ-Forderungen werden, ker uuten ob sie hypochekarisch sind

oder nicht, angesehen, als befänden sie sich an dem Wohnorte des Gemein-
uldners.

Art. 20.

Einem Particular-Concurse wird nicht Statt gegeben, auögenommen,
wenn ein gesetzlich begründetes Separations-Recht gelkend gemacht wird, na-
mentlich wenn der Gemeinschuldner in dem andern Staate, wo er seinen Wohn-
sitz nicht hatte, eine abgesonderte Handlung, Fabrik oder ein anderes derglei-
chen Etablissement, welches als ein eigenes Ganzes einen besondern Inbegriff
von Rechten und Verbindlichkeiten des Gemeinschuldners bildet, besitzt, wel-
chen Falles zum Vortheile derjenigen Gläubiger, welche in Ansehung dieses
Etablissements besonders creditirt haben, ein Particular-Concurs eröffnet wer-
den darf.

Wirkungen des allgemeinen Gantgerichtsstandes.
Art. 21.

Alle Forderungen, sie seien auf ein dingliches oder persönliches Recht ge.
gründet, sind allein bei dem allgemeinen Gantgerichte einzuklagen, oder, wenn
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sie bereits klagbar gemacht worden, dort weiter zu verfolgen. Das außerhalb
Landes befindliche Vermögen des Gemeinschuldners wird, nach vorgängiger
Verqußerung der Grundstücke und Effecten durch den Richter der belegenen
Sache, dem Gantgerichte abgeliefert.

Rechtliche Beurtheilung und Ordnung der dinglichen
· und persönlichen Rechte.

Art. 22.

Dingliche Rechte werden nach den Gesetzen des Ortes der belegenen Sache
beurtheilt und geordnet, uber die Rangordnung rein personlicher Anspruche
und deren Verhältniß zu den dinglichen Rechten entscheiden die am Orte des
Gantgerichts geltenden Gesetze, und eß findet kein Unterschied zwischen in- und
ausländischen Glaubigern als solchen Statt.

Dinglicher Gerichtsstand.
Art. 23.

Alle Real-Klagen, desgleichen allepossessorischem Rechtsmittel, wie auch
die sogenannten actiones in rem scribtao müssen, dafern sie eine unbewegliche
Sache betreffen, vor dem Gerichte, in dessen Bezirke sich die Sache befindet, —
können aber, wenn der Gegenstand beweglich ist, auch vor dem persönlichen
Gerichtsstande der Beklagten erhoben werden, vorbehältlich dessen, was auf
den Fall des Concurses bestimmt ist.

Art. 24.
In dem Gerichtsstande der Sache können keine blos (rein) persönlichen

Klagen angestellt werden.
Art. 25.

Eine Ausnahme von dieser Regel findet jedoch Statt, wenn gegen den
Besiczer unbeweglicher Güter eine solche persönliche Klage angestellt wird, welche
aus dem Besitze des Grundstücks oder aus Handlungen fließt, die er in der
Eigenschaft als Gutsbesitzer vorgenommen hat.
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Wenn daher ein solcher Gutsbesitzer

1) die mit siinen, Pahher oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeitenzuerfüllen, od
2) die zum Vepen des Grundstückes geleisteten Vershse oder gelieferten

Materialien und Arbeiten zu vergüten sich weigert, oder
8) vee„Patrinonial Gerichtsbarkeit oder ein ähnliches Veftns mißbraucht,
4) a Nachbarn im Besitze stort,
5) sich eines auf das benachbarte Grundstück ihm zustehenden Rechtes be-

rühmt, oder
6) wenn er dieß Grundstück ganz oder zum Theil verdußert und den Con-

tract nicht erfüllt oder die schuldige Gewähr nicht leistet: so muß der-
selbein allen diesen Fällen bei dem Gerichtsstande der Sache Recht neh-
men, wenn sein Gegner ihn in seinen persönlichen Gerichtsstande nicht
belangen will.

rt. 26.

Eben so begründet ausnahmsweise auch der Besitz eines Lehngutes oder
die gesammte Hand daran zugleich einen persönlichen Gerichtsstand.

Erbschaftsklagen.
Art. 27.

Erbschaftsklagen werden da, wo die Erbschaft sichbefindet, erhoben und
zwar dergestalt, daß, wenn die Erbschaftsstücke zum Theilin dem einen, zum
Theil in dem andern Scaatögebiete sich befinden, der Kläger seine Klage zu
theilen verbunden ist, ohne Rücksicht, wo der größte Theil der Erbschaftosa-
chen sich befinden mag.

Doch werden alle beweglichen Erbschaftsstücke angesehen, als befänden sie
sich an dem Wohnorte des Erblassers. Activ-Forderungen werden ohne Un-

52 ob sie hypothekarisch sind oder nicht, den beweglichen Sachen bei-h
Gerichtsstand des Arrestes.

Art. 28.
Ein Arosst darf in dem einen Staate und nach den für die eignen Un-

terthanen bestehenden Gesetzen desselben gegen den Bürger des andern Staates
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ausgebracht und verfügt werden, unter der Bedingung jedoch, daß entweder
auch die Hauptsache dorthin geyöre, oder daß sich eine wirkliche gegenwärtige
Gefahr auf Seiten des Gläubigers nachweisen lasse. Insbesondere soll aber
die Anlegung des Arrestes auf däs. im Lande befindliche Vermögen eines Bür-
gers des andern Staates auch dann gerechtfertigt sein, wenn der Auswärtige
sich dieser Maßregel zu Sicherung einer Forderung durch Vertrag unterwor-
fen hat, oder wenn der Auswärtige, der im Lande gepachtet hat, vor Ent-
richtung des Pachtgeldes abziehen will. Ist in dem Staate, in welchem der
Arrest verhangen worden, ein Gerichtsstand für die Hauptsache nicht begrün-
det, so ist diese, nach vorläufiger Regulirung des Arrestes, an den zuständigen
Richter des andern Staates zu verweisen. Was dieser rechtskraftig erkennt,
unterliegt der allgemeinen Bestimmung im Art. 2. ·

Gerichtsstand des Conttatts.
. 209.

Der GerichtsstanddesContracts,vor welchem eben sowohl auf Erfül-
lung als wie auf Aufhebung des Contractes geklagt werden kann, findet nur
dann seine Anwendung, wenn der Contrahent in dem Gerichtöbezirke, in wel-
chem der Contract geschlossen worden ist, oder in Erfüllung gehen soll, die
Ladung behändigt erhalten hat. Dieses ist besonders auf die auf öffentlichen
Märkten geschlossenen Contracte, auf Viehhandel und dergleichen anwendbar.

Besonders bei Wechsel-Verschreibungen.
4 Art. 30.

Die Elausel in einer Wechselverschreibung, wodurch sich der Schuldner
der Gerichtsbarkeit eines jeden Wechselgerichtes, in dessen Gerichtszwang er
zu dessen Berfallzeit anzutreffen sei, unterworfen hat, wird alo gültig, das
hiernach eintretende Gericht, welches die Vorladung bewirkt hat, für zustän-
dig, mithin dessen Erkenntniß für vollstreckbar an den, in dem andern Staate
belegenen, Gütern anerkannt.

Gerichtsstand geführter Verwaltung.
Art. 31.

Bei dem Gerichtsstande, unter welchem Jemand fremdes Gut oder Ver-
mögen bewirthschaftet, oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus einer
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solchen Administration angestellten Klagen sich einlassenz es müßte denn die Ad-
ministration bereiez völlig beendigt, und der Verwalter über die gelegte Rech-
nung quittirt sein. Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener
Rückstand gefordert, oder eine ertheilte Quittung angefochten wird; so konn
bieses nicht bei dem vormaligen Gerichtsstande der Verwaltung geschehen.

Ueber Intervention.

Art. 32.

Jede ächte Intervention, die nicht eine besonders zu behandelnde Rechts-
sache in einem schon anhängigen Processe einmischt, sie sei principal oder ac-
cessorisch, betreffe den Kläger oder den Beklagten, sei nach vorgängiger Streit-
ankündigung oder ohne dieselbe geschehen, begründet gegen den ausländischen

Intervenienten. die Gerichtsbarkeit des Staates, in welchem der Haupt-Pro-
ceß geführt wird.

Wirkung der Rechtshängigkeit.
Art. 33.

Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln bestimmten Gerichts-
stande eine Sache rechtshangig geworden ist, so ist der Streit daselbst zu be-
endigen, ohne daß die Rechtshängigkeit durch Veränderung des Wohnsites oder
Aufenthaltes des Beklagten gestört oder aufgehoben werden könnte.
Die Rechtshängigkeit einzelner Klagsachen wird durch Insinuation der

Ladung zur Einlassung auf die Klage für begründet erkannt.

2 31 Hinsicht der Gerichtebarkeit in nicht streitigen
Uechtesachen.

Art. 34.

Alle Rechtsgeschäfte unter Lebenden und auf den Todesfall werden, was
die Gültgkeit derselben rücksichtlich ihrer Form betrifft, nach den Gesetzen des
Drtes beurtheilt, wo sie eingegangen sind.

Frlli. Schw. M#udolst. Gesetsamm. W. 2
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Wenn nach der Verfassung des einen oder des andern Staats die Gäl-
tigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer bestimmten Behörde
in demselben abhängt; so hat es auch hierbei sein Verbleiben.

Art. 35.

Verträge, welche die Begründung eines dinglichen Rechtes auf unbeweg-
liche Sachen zum Zweck haben, richten sich lediglich nach den Gesetzen des Or-
tes, wo die Sachen liegen.

3) Ju Näcssicht der Strasgerichtsbarrseit.
Anslieferung der Verbrecher.

Art. 36.

Verbrecher und andere Uebertreter von Strafgesetzen werden, soweit nicht
die nachfolgenden Artikel Ausnahmen bestimmen, von dem einen Staate dem
andern nicht ausgeliefert, sondern wegen der in dem andern Staate begange-
nen Verbrechen und Uebertretungen von dem Staate, dem sie angehören, und
nach dessen Gesetzen gerichtet.

Daher findet denn auch ein Contumacial-Verfahren des andern Staates
gegen sie nicht Statt.

Vollstreckung der Straferkenntnisse.

Art. 37.

Wenn der Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des andern sich
eines Verbrechens oder Vergehens schuldig gemacht hat und daselbst angegrif-
sen und abgeurtheilt worden ist. sv wird, wenn ver Verbrecher vor der Straf-
verbüßung sich in seinen Heimathstaat zurückbegeben hat, von diesem das Er-
kenntniß des ausländischen Gerichtes, nach vorgängiger Requisition und Mit-
theilung des Urtheils, sowohl an der Person, als an den im Staatögebiete
befindlichen Gütern des Verurtheilten vollzogen, vorausgesetzt, daß die Hand-
 (lung, wegen deren die Strafe erkannt worden, auch nach den Gesetzen des

requirirten Staates als ein Vergehen oder Verbrechen erscheint und nicht zu
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denpolizei- finanzgesetzlichen Uebertretungen gehort, von welchen der nachstfol-
gende Artikel handelt.

Bedingt zu verstattende Selbststellung.
Art. 38.

Hat ein Unterthan des einen Staates Scrafgesetze des andern durch solche
Handlungen verleht, welche in dem Staate, dem er angehört, gar nicht ver-
pônt sind, z. B. durch Uebertretung eigentlicher Abgabengeseze, Polizei-Vor-
schriften und dergleichen, und welche demnach von diesem Staate auch nicht
bestraft werden könnten; so soll auf vorgängige Requisition zwar nicht zwangs-
weise der Unterthan vor das Gericht des andern Staates gestellt, demselben
aber sich selbst zu stellen verstattet werden, damit er sich gegen die Anschul-
digungen vertheidigen und gegen dasin solchem Falle zulässige Contumacial=
Verfahren wahren könne.

Art. 39.

Der zuständige Strafrichter darf auch über die aus dem Verbrechen ent-
sprungenen Privat-Ansprüche mit erkennen, wenn wegen derselben von dem
Beschädigten adhärirt worden ist.

Auslieferung der Geflüchteten.
Art. 240.

# Unterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen oder anderer Ue-
bertretungen ihr Vaterland verlassen und in den andern Staat sich geflüchtet
haben, ohne daselbst zu Unterthanen aufgenommen worden zu sein, werden
nach vorgängiger Requisition gegen Erstattung der Kosten ausgeliefert.

Auslieferung der Ausländer.
Art. 41.

Solche eines Verbrechens oder einer Uebertretung verdächtige Indlviduen,
welche weder des einen noch des andern Staates Unterthanen sind, werden,
wennsieStrafgesetze des einen der beiden Staaten verletzt zu haben beschul-

digt sind, demjenigen, in welchem die Uebertretung verübt wurde, auf vo#
. »
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gangige Requlsition gegen Erstattung der Kosten ausgeliefert; es sei denn, daß
der Staat, welchem er als Unterthan angehört, auf die vorher von dem re-
quirirten gemachte Anzeige der Verhaftung, jene Uebertreter selbst reclamirt
und ihre Auslieferung zu eigener Bestrafung in Antrag bringt.

Verbindlichkeit zur Annahme der Auslieferung.

Art. 42.

In denselben Fällen, wo der eine Staat berechtigt ist, die Auslieferung
eines Beschuldigten zu fordern, ist er auch verbunden, die ihm von dem an-
dern Staate gebotene Auslieferung anzunehmen.

Stellung der Zeugen.
Art. 13.

In Criminal-Fällen, wo die persönliche Gegenwart der Zeugen an dem
Orte der Untersuchung nothwendig ist, soll die Stellung der Unterthanen des
einen Staato vor das Untersuchungsgericht des anderen zur Ablegung des Zeug-
nisses, zur Confrontatien oder Recognition, gegen vollständige Vergütung der
Reisekosten und der Versaumniß nie vertveigert werden.

Art. 44.

Da mummehr die Fälle genau bestümmt sind, in welchen die Auslieferung
der Angeschuldigten oder Gestellung der Zeugen #gegenseitig nicht verweigert
werden soll: so hat im einzelnen Falle die Behorde, welcher sie obliegt, weder

vorgängige rerersales de obserrando reciproco zu erfordern, noch, dafern sie
nur eine Provinzial-Behörde ist, in der Regel erst die besondereGenehmigung
der ihr vorgesetzten Ministerlal-Behörde einzuholen, es sei denn, daßim einzel-
nen Falle die Anwendung des Abkommens noch Zweifel zuließe, oder sonst
ganz eigenthümliche Bedenken hervorträten. Unterbehörden bleiben aber unter
allen Umständen verpflichtet, keinen Menschen außer Landes berabfolgen zu las-
sen, bevor sie nicht zu dieser Auslieferung die Autorisation der ihnen unmittel-
bar vorgeseßten Behörde eingeholt haben.
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Verbindlichkeit zur Beitreibung, Uebernahme oder Erstat-
tung der Kosten und baaren Auslagen.

Art. 45.

Gerichtliche und außergerichtliche Proceß= und Untersuchungskosten, welche
von dem kompetenten Gericht des einen Staaks nach den dort geltenden Vor-
schriften festgesetzt und auödrücklich für beitreibungsfähig erklärt worden sind,
sollen auf Verlangen dieses Gerichts auch in dem andern Staate von dem da-
selbst sich aufhaltenden Schuldner ohne Weiteres erecutivisch eingezegen werden.

Art. 46.

In allen Civil= und Criminalrechtösachen, in welchen die Bezahlung der
Unkosten dazu unvermögenden Personen obliegt, haben die Behörden des einen
Staates die Requisitionen der Behörden des andern sportel= und stempelfrei
zu expediren und nur den unumgänglich nöthigen baaren Verlag an Kopialien,
Porto, Bothenlöhnen, Gebühren der Zeugen und Sachverständigen, Verpfle-
gungs= und Transportkosten zu liquidiren. "

. - Art. 47.

* Den vor einem auswärtigen Gerichte abzuhörenden Zeugen und andern
Personen sollen die Reise= und Zehrungskosten, nebst der wegen ihrer Versäum-
niß ihnen gebührenden Vergütung, nach der von dem requirirten Gerichte ge-
schehenen Berzeichnung bei erfolgter wirklicher Sistirung von dem requirirenden
Gerichte sofort verabreicht werden. ·

Art. 48.

Zu Entscheidung der Frage, ob die Person, welcher die Bezahlung der
unkosten in Civil= und Eriminalsachen obliegt, hinreichendes Vermögen dazu
besitzt, soll nur das Zeugniß derjenigen Gerichtsstelle erfordert werden, unter
welcher diese Person ihre wesentliche Wohnung hat. 4

Sollte dieselbe ihre wesentliche Wohnung in einem dritten Staate haben
und die Beitreibung der Kosten dort mit Schwierigkeiten verbunden sein, so
wird es angesehen, als ob sie kein hinreichendes eigenes Vermögen besitze. Ist
in Griminalfällen ein Angeschuldigter zwar vermögend, die Kosten zu entrich-
ten, jedoch in dem gesprochenen Erkenntnisse dazu nicht verurtheilt worden, so
ist der Fall dem des Unvermögens ebenfalls gleich zu setzen.
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. Art. 29.

Die Dauer dieses Abkommens wird auf zwölf Jahre vom 1. März d. J.
an gerechnet, festgesetzt. Erfolgt Ein Jahr vor dem Ablaufe keine Aufkündi-
gung von der einen oder der andern Seite; so ist es stillschweigend als auf
noch zwölf Jahre weiter verlängert anzusehen.

Gegenwärtige, im Namen Sr. Durchlaucht des Fürsten zu Schwarzburg-
Rudolstadt und Sr. Durchlaucht des Herzogs von Sachsen-Coburg-Gotha
zweimal gleichlautend ausgefertigte Erklärung soll, nach erfolgter gegenseitiger
Auswechselung Kraft und Wirksamkeit in den beiderseitigen Landen haben und
öoffentlich bekannt gemacht werden.

Rudolstadt, den 11. Januar 18143.
Fürstl. Schwarzburg. Gehelme-Raths-Collegium.

(L. S.) (gez.) Witzleben.

Vorstehende Erklärung wird, nachdem sie gegen eine gleichlautend von
dem Herzogl. Sachsen-Coburg= und Gothaischen Ministerium zu Gotha un-
term 26. Januar ausgeferkigte Deklaration ausgewechselt worden, anmit zur
öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 15. Februar 1643.

Fürstl. Schwarzburg. Geheime-Raths-Collegium.
ge-. Wicleben.



Gesetzsammlung
fürdas Fürstenthum Schwarzburg- Rudolstadt.

Drittes Stück vom Jahr 1843.
No. V. Bekanntmachung

des Fürstl. Geheimen -Raths-Collegium vom 12. April 1843, die über die
Annahme gemeinschaftlicher Grundsätze hinsichtlich der Erfindungs-Patente oder

Pivilegien unter den Staaten des Zollvereins am 21. September
1842 abgeschlossene Uebereinkunft betreffend.

In Gemäßheit des bei dem Abschluß der Zollvereinigungs-Vertrage aus-
gesprochenen Vorbehaltes einer weiteren Vereinbarung über die Annahme ge-
meinschaftlicher Grundsätze hinsichtlich der Erfindungs-Patente oder Privile-
gien ist von den zu der fünften General-Conferenz in Zollvereins-Angelegen-
heiten legitimirten Bevollmächtigten in Folge der vorangegangenen Verhand-
lungen unter dem 21. September 1842 auf die Dauer des Zollvereins nach-
stehende Uebereinkunft abgeschlossen worden:

Es bleibt zwar im Allgemeinen einem jeden Vereinsstaate vorbehalten,
über die Ertheilung von Patenten oder Privilegien zur ausschließlichen Benu—
tzung neuer Erfindungen im Gebiete der Industrie, es möge von einem Pri—
vilegium für eine inländische Erfindung (Erfindungspatent) oder von einem
Privilegium für die Uebertragung einer ausländischen Erfindung (Einführungs-
patent) sich handeln, nach seinem Ermessen zu beschließen und die ihm geeig—
net scheinenden Vorschriften zu treffen; die sämmtlichen Vereinsstaaten verstän—
digen sich jedoch, um eines Theils die, aus dergleichen Privilegien hervorge—
henden, Beschränkungen der Freiheit des Verkehrs unter den Vereinsstaaten
moglichst zu beseitigen, andern Theils eine Gleichmäßigkeit in den wesentlichen
Punkten zu erreichen, in Folge des bei Eingehung der Zollvereinigungs-Ver—
träge gemachten Vorbehalts allerseits dahin, die nachfolgenden Grundsätze über
das Patentwesen zur Ausführung zu bringen.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsammlung. IV. 1
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1) Es sollen Patente überall nur für solche Gegenstände ertheilt werden,
welche wirklich neu und eigenthümlich sind. Die Ertheilung eines Patents
darf mithin nicht stattfinden für Gegenstände, welche vor dem Tage der Er-
theilung des Patens innerhalb des Vereinsgebiets schon ausgeführt, gangbar,
oder auf irgend eine Weise bekannt waren; insbesondere bleibt dieselbe ausge-
schlossen bei allen Gegenständen, die bereits in öffentlichen Werken des In-
oder Auslandes, sie mögen in der deutschen oder in einer fremden Sprache
geschrieben sein, dergestalt durch Beschreibung oder Zeichnung dargestellt sind,
daß danach deren Ausführung durch jeden Sachverständigen erfolgen kann.

Die Beurtheilung der Neuheit und Eigenthümlichkeit des zu patentiren-
den Gegenstanses bleibt dem Ermessen einer jeden Regierung überlassen.

Für eine Sache, welche als eine Erfindung eines vereinsländischen Unter-
thans anerkannt und zu Gunsten des letztern bereits in einem Vereinsstaate
patentirt worden ist, soll außer jenem Erfinder selbst, oder dessen Rechtsnach-
folger, Niemandem ein Patent in einem andern Vereinsstaate ertheilt werden.

2) Unter den, im Art. I. ausgedrückten Voraussetzungen kann auf die
Verbesserung eines schon bekannten oder eines bereits patentirten Gegenstandes
ein Patent gleichfalls ertheilt werden, sofern die angebrachte Aenderung etwas
Neues und Eigenthumliches ausmacht; es wird jedoch durch ein solches Pgtent
in dem Falle, wenn die Verbesserung einen bereits patentirten Gegenstand be-
trifft, das für diesen letzteren ertheilte Patent nicht beeinträchtigt, vielmehr muß
das Recht zur Mitbenutzung des ursprünglich patentirten Gegenstandes beson-
ders erworben werden.

3) Die Ertheilung eines Patents darf fortan niemals ein Recht be-
gründen:

a) die Einfuhr solcher Gegenstände, welche mit dem patentirten überein-
stimmen oder

fb) den Verkauf und Absatz derselben zu verbieten oder zu beschränken.
Eben so wenig darf dadurch dem Patentinhaber ein Recht beigelegt
werden,

c) den Ge= oder Verbrauch von dergleichen Gegenständen, wenn solche
nicht von ihm bezogen oder mit seiner Zustimmung anderweitig ange-
schafft sind, zu untersagen,
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mit alleiniger Ausnahme des Falles,

wenn von Maschinen und Werkzeugen fur die Fabrikation und den Ge—
werbebetrieb, nicht aber von allgemeinen, zum Ge= und Verbrauche
des größern Publicums bestimmten Handelsartikeln, die Rede ist.

4) Dagegen bleibt es jeder Vereinsregierung überlassen, durch Ertheilung
eines Patents innerhalb ihres Gebietes dem Patentinhaber:

a) ein Recht zur ausschließlichen Anfertigung oder Ausführung des in Rede
stehenden Gegenstandes,

zu gewähren.
Ingleichen bleibt es jeder Regierung anheim gestellt, innerhalb ihres Ge-

bietes dem Patentinhaber
b) das Recht zu ertheilen

aa) eine neue Fabrikations-Methode, oder
bb) neue Maschinen oder Werkzeuge für die Fabrikation in der Art

ausschließlich anzuwenden, daß er berechtigt ist, allen denjenigen
die Benutzung der patentirten Methode oder den Gebrauch des
patentirten Gegenstandes zu untersagen, welche das Recht dazu
nicht von ihm erworben, oder den patentirten Gegenstand nicht
von ihm bezogen haben.

5) Es sollen in jedem Vereinsstaate die Unterthanen der übrigen Ver-
einsstaaten sowohl in Betreff der Verleihung von Patenten, als auch hinsicht-
lich des Schutzes für die durch die Pätentertheilung begründeten Befugnisse,
den eigenen Unterthanen gleich behandelt werden.

Die in einem Staate erfolgte Patentertheilung soll jedoch keineswegs als
eine Rücksicht geltend gemacht werden dürfen, aus welcher nun auch in ande-
ren Vereinsstaaten ein Patent auf denselben Gegenstand nicht zu versagen wäre.
Die Entscheidung der Frage, ob ein Gegenstand zur Patentertheilung geeignet
sei oder nicht, bleibt vielmehr innerhalb der gemeinsamen vereinbarten Gren-
zen, dem freien Ermessen jedes einzelnen Staates, nach den von ihm für räth-
lich befundenen Grundsätzen vorbehalten, ohne daß diesem Ermessen durch die

« Vorgange in anderen Vereinsstaaten vorgegriffen werden darf. Die Gewah—
rung eines Patents begreift ferner für den Unterthan eines andern Vereins-
staates die Befugniß zur selbstständigen Niederlassung und Ausübung des Ge-

21
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werbes, in welches der patentirte Gegenstand einschlägt, nicht in sich; viel-
mehr ist die Befugniß hierzu nach Maßgabe der Verfassung jedes Staates be-
sonders zu erwerben.

6) Wenn nach Ertheilung eines Patents der Nachweis geführt wird, daß
die Voraussetzung der Neuheit und Eigenthümlichkeit nicht gegrundet Jewesen
sei, so soll dasselbe sofort zuruckgenommen werden. In solchen Fallen, wo
der patentirte Gegenstand zwar Einzelnen schon fruher bekannt gewesen, von
diesen jedoch geheim gehalten worden ist, bleibt das Patent, soweit dessen
Aufhebung nicht etwa durch anderweite Umstande bedingt wird, zwar bei Kräf-
ten, jedoch gegen die gedachten Personen ohne Wirkung.

7) Die Ertheilung eines Patentes in einem Vereinsstaate ist sogleich,
mit allgemeiner Bezeichnung des Gegenstandes, des Namens und Wohnortes
des Patent-Inhabers, so wie der Dauer des Patentes, in den zu amtlichen
Mittheilungen bestimmten Blättern offentlich zu verkünden.

In gleicher Art ist auch die Prolongation eines Patentes oder die Zu-

rücknahme desselben vor Ablauf des ursprünglich bestimmten Feitraums öffent-
lich bekannt zu machen. ·

8) Die sammtlichen Vereinsregierungen werden sich nach dem Ablaufe je—
des Jahres vollstandige Verzeichnisse der im Laufe desselben ertheilten Patente
gegenseitig mittheilen.

Nachdem diese Uebereinkunft allseitig ratificirt worden ist, wird dieselbe
hierdurch offentlich bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 12. April 1843.

Fürstl. Schwarzburg. Geheime-Raths-Collegium.
(gez.) Wi Gleb en.

[—

"

17 —
—



G eletzlammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg- Rudolstadt.

Viertes Stück vom — 1843.

ang
der gurmtmegem vom #. April 1843, wegen der künftigen Einrich-

tung der Prüfung der hieländischen Geometer
(Wochenbl. 1843. St. 18.)

(Fréeh. Intell. Bl. 1843. St. 19.)

Nachdem durch Hoöchste Resolution Seiner Hochfürstl. Durchlaucht, des
gnädigst regierenden Fürsten und Herrn, bestimmt worden, daß die Prüfung
der hieländischen Geometer künftighin von der gnädigst veordneten Forsterami-
nations-Commission allhier unter Zuziehung des Herrn Diaconus Gräf hier-
selbst vorgenommen werden sollez so wird solches mit dem Bemerken andurch
nachachtlich bekannt gemacht, daß diejenigen Personen, welche als hieländische
Geometer verpflichtet und bestellt zu werden wünschen, sich behufs der dieser-
halb zuvörderst zu bestehenden Prüfung an die genannte Fürstliche Commission
zu wenden haben und daß die gedachte Fürstl. Commission gern bereit sepn
wird, denjenigen, welche über die bei der Prüfung gemacht werdenden Anfor-
5 vorher nahere Auskunft zu erhalten wunschen, diese Auskunft zu
ertheilen.

Rudolstadt, den 25. April 1843.

Furstl. Schwarzburgische Regierung.
Hönniger.8 N. A. Bianchi.

– –— - 9 m
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M VI. Gesetz
wegen beziehungsweiser Abänderung des K. 25. des unter'm 21. December

1833 wegen Besteuerung des inländischen Weins und der inländischen
Tabacksblätter erlassenen Gesetzes, d. d. 10. Mai 1843.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg,
Graf zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg

und Blankenburg u. s. w.
thun hiermit unter Aufhebung des §. 25. des Gesetzes vom 21. Decemb. 1833,
die Besteuerung des inländischen Weins und der inländischen TLabackeblätter
betreffend, für den Umfang der Unterherrschaft Unsers Fürstenthums kund und
zu wissen, daß in dem gedachten Landestheile nach dem Vorgange der Koöni-
glich Preußischen Gesetzgebung fortan nur derjenige als Steuerdefraudant an-
gesehen und nach §. 29. des vorerwähnten Gesetzes bestraft werden soll, wel-
cher bei einem auf einer Grundfläche von 6 oder mehr Quadratruthen betrie-
benen Tabacksbau die vorschriftsmäßige Anzeige ganz unterläßt. Wer dagegen
diese Anzeige zwar macht, dabei aber die Grundfläche dergestalt unrichtig angiebt,
daß das verschwiegene Flächenmaaß bei einer, 120 Quadratruthen erreichenden
oder übersteigenden Ausdehnung der mit Taback bepflanzten Grundfläche mehr
als den zwanzigsten Theik der letztern, oder bei einer geringeren Ausdehnung
des mit Taback bepflanzten Bodens 6 Quadratruthen oder mehr ausmacht,
verfällt nur in eine Ordnungsstrafe, welche bis zur Höhe der doppelten Steuer
von dem verschwiegenen Flächenmaaße festgesetzt werden kann. Ist der Un-
terschied zwischenderAngabeund dem Befunde geringer, so wird die gesetz-
liche Steuer ohne weitere Strafe nacherhoben.

Urkundlich unter Unserm Fürstlichen Insiegel und unter Unserer eigenhän-
digen Unterschrift.

So geschehen Rudolstadt, den 10. Mai 1843.

(L. S.) Friedrich Günther,
F. z. S

—..————



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

— Stück vom r 1843.
M UI. Veranmtmachung

des Fürstl. Geheimen-Raths-Collegium, die Verlegung der Uebergangsstelle
zu Gräfenthal nach Probstzelle betreffend, d. d. 17. Mai 1843.

vom 1. Julid.J.an die zeitherige Ueber angsstelle zu Gräfenthalnach e obstzelle dergestalt verlegt werden wird, daß dann die von Ludwig-
an, unmittelbar nach Gräfenthal führende Straße für den Uebergangsver-

kehr mit Bayern geschlossen ist, 9wird Folhee mit Jurlchezichung 2aufdn:Vecnntnachung v%m n1 December 1841 (Gesetzsamml.XXXI S 60.) *7 B-] Kenntniß gebracht.
S Sanao t den 17. Mai1

Fürstl. Scwanhburg. Geheime-Raths-Colleglum.
(gez.) Witzleben.

&amp; X. Bek###machung
des Fürstl. Geheimen-Raths-Collegium vom 23. Mai 1848, den Curs

der zu 5 Rthlr. Gold ausgeprägten Münzen bei den Fürstl.
Cassen betreffend.

(Wochenbl. 1848. St. 25.)
(Frkh. Intell. Bl. 1848. Se. 28.)

Nachdem die Fürstlichen Cassenbeamten angewiesen worden indt * Sus.-
schluß der KöniglpkeußFrtedrcchsd’orwele,tvlezecther IXht.0 sgl. anzumehmen sind, alle übrigen zu 5 56 2 vauss03 Mänzen von jetzt an bis auf weitere Verordnung r1

KRthlr. 6 sah anzunchmen, 14 wird —Wusurfrei ur msMdus, dolstadt, den 23.

nz *i*is F—Collegium.3. Wiele
Fürstl. Schw. Rudolst.Gelchlanmlung. 7V. 6
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Verãnderungen der Arzneitare vomn 1. Aug. 1843 an.

1843.
 X. Bekauntmachung

der Fürstl. Landeshauptmannschaft zu Frankenhausen vom 23. Mai 1843,
die Vcränderungen der Arzneitare betreffend.

(Frlh. Intell. Bl. 1843. St. 24.)
Da dieeingetretenen Veränderungen in den Droguen-Preisen eine gleich-

mdßige Veränderung in den Preisen der Arzneien nöchig gemacht haben; so
machen Wir die hiernach abgeänderten Tax-Bistimmungen, welche mit dem
1. Aug. d. J. in Wirksamkeit treten sollen, zur Nachachung hiermit öffent-
lich bekannt. Frankenhausen, den 23. Mai 184

Fürstl. Schwarzburg. eb2 das.
.1613
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cone. — 22 frig. express — 610

vulgaris . — lo *anmarar. acih.s 1 Ser. 86
cone. — 1 Boergemottte 1 Dra0

Er. mod. pol.ö comphorat.Uze 218
subt. pulv. —|1 *#Chemom. citrat.1 Ser.158

Rhocados —22 * simplex — 29|10
conceisi.. — 12 6 terebiah. 1 Dra.58

Rosar. rubr. cont— Crotonis 1 Ser.
laurinum 1 Uxe28

Goll —64 Macidis 1 Drn u
gr. mod. pulvy. . 710 Menth. criss.S4
subt. pa. 1 DFre. croli . — 149—

Nucistao 1 Unze 8
Herboe Meoth. cri.1 Unze4 Petrosclil Ser. 2

cone. — 110 Nosarum .. — 122

Fr. mod. pulbbM Succini crud. 1 Uze8
. ubt. pulv. — 24 rectilicat. — |88
bipertit. — Tanaceli. . 1 Droa.

cone – 110 Opium subt. pulv. — 2 10
gr. mod. pulv/ — 2
subt. pulv. — 24Headix Saponer. rubr. conc 1 Uzels#

Origani Cret. eonc.. — 46 . — 14
Salwic — 112 Ocone —40

cone — 16 subt. pnlv. — 8s0
gr.mod. paol—
subt. pulv. —|Salthermar. Carol. —8

siccm..1 Dra.1
(0 — 1 Scammon. Halepense —.9

subt. palv. —3— subt. palv, SM4
ali mur- Semen Anisi stellat. Unze

muriat. oxyygon. depur 1 Dra.1 subt. pulv. —3
Lactucari —— — 2
EAXIIIITEE Petroselini. — 11

Gaeallic. — 11 Psyllii. — 11
Lycopodium. .. 1I Vorzos 210 Syrupus Crob —
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Gew. 11 Ldes. 191
Tinctura Castoroi Sibiricih1 Dra. incture Opü crocataa1Unze2

 gcelther 10 im — 52
Chiniodini — —6Hincturn Kosarum acide —4

(Aus cinem Theil Chiniod. Tragacantbte — 5
mit acht Theilon Spir. subt. pulv. —
vini rectlciss. bereitet.)

Colocynthif.1 Ue 5— VUoguentum Cantharid.. —88
Elcmi 38Moschi. . 1 Dre. 2

X&amp; XI. Verordnung
der Fürstl. Regierung, die Berechunng der in der Oberappellations-Gerichts-

Ordnung festgesetzten Appellationssumme betreffend, d. d. 8. Juni 1848.
(Wochenbl. 1843. St. 25.)

Auf Serenissimi regentis höchsten Befehl wird Nachstehendes zur öffent-
lichen Kenntniß gebracht.

In Gemähheit des §. 16. Nr. 11. der provisorischen Ober-Appellations-
Gerichts-Ordnung ist eine Berufung an das gemeinschaftliche Oberappella-
tions-Gericht in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nur zulässig, wenn die bei
den Fürstl. Landes-Justiz-Collegien angeblich zugefügte Beschwerde ein Object
von wenigstens8Rthlr. jährlicher Nutzung oder 200 Rthlr. Hauptwerth aus-
macht. Bisher war diese Appellations-Summe nach dem Conventions-Fuße
zu berechnen, von jebt an soll jedoch in gedachter Beziehung der 14 Thaler=
Faß zur Anwendung kommen, so daß nunmehr 8 Rthlr. des letztgedachten
Müönzfußes = 14 Fl. jährliche Nutzung oder 200 Rthlr. = 350 Fl. Haupt-
werth für das hiesige Fürstenthum die berufungefähige Summe bilden.

Rudolstadt, den 8. Juni 1833.

Fürstl. Schwarzburg. Regierung.
Hönniger.

C. Bamberg.
—....



Geletzlammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Hechoteo Stück vom Jahr 1843.
S5s—

XII. Vekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 11. Juli 1848, wegen Abänderung der Preise

mehrerer Arzneimittel.
Nachdem sich in Folge der in den Droguen-Preisen eingetretenen Ver-

Anderungen eine glelchmißige Veränderung in den Preisen der Azneimittel
nothwendig gemacht hat; so werden die hiernach abgeänderten Tarbestimmun=
gen, welche mit dem 1. August d. J. in Wirksamkeit treten sollen, nachacht-
lich andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 8. Juni 1843.

Fürstl. Schwerzbang. Regierung.niger.
F. C. Hönniger.

Veränderungen der A#zneitaxe vom 1. Aug. 1843 am.
A B (Gewicht.]IK B C Gewicht.l#

4eidum suceinicum crudud 1 Dra.104NBoletus Larics1 e4
depurat! — —13 concisos— 5

Aloé lucch1Uze—65 pracp. — 5
gr. modo pul. — —7

subt.pul- — 8 Cadmium zus H ..12
Aubra geisscn1 Se Camplhore- . 1 Unzes-20
Amygdolac Smeroe Unze 5 rila 1 Dra.—3

ercorfücall 581Capiharide- 1 lze—3

uecs k- — —8 rn zi pbulv—–—— 7ordeat. — —f86 t. puhw. — —19

Aqua ghtnomorar —.9 WR . — — 7
—0 ubit V.— —10

J Casloreum Stotrleoan 1r. 63
Balsamum Nucislssee. — %%%% sauht. palr.Gr10olu*8 . 11 Dra. - 11 Cerat. Ceises album 1 Unrzel—|1S
— Orlesemmung. Iv. 7

s-
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CEG ensch. H TL K L. O Gemicht. E#l##

Cetacuum 1 Unz.—10 1erba Hlenth. peig 1 Unze—4
ChiniocinomBH 1 Dra.53 . — +65

inium . . 1 Ser.85 gr.*—
marialseum · 301 subt. pulv. — —9
phosphoricum — 0 piperit. .· ——4z·
sulhukicuta — 203 cone. — 5

Coccionella subt. r . Dra.— Gr. mod. pulv. — 6
Colocy#pthis 1 Uoze —111 ulv. ——7
Cortes Chioae regius eoni. ——8 Origani Cret. cone— —133

r. mod. pulr — —10 Salviac — —3
subt. pulr. 223 conc — —4

Crocus. 1 Dra.23 gr.mod. pul. — 5
Saoubt. pulv. — —27 subi. pulv. —6

——— 1 Unzo—6 slodige — 0
Elem —22 subt. pulr. — —89

Ein propriciat. —* — —22 5*5
Ewpl. Cantharid., or — —12 (Kali muriat. oxy gen. depu. 1Dra. 3

do Galbanorror. — —25
o#yroccum. — —26 Cactucarium Anglic. 1 Ser.

Eltract. Chin. regiae 1 Dra.—14 allic. — —9
frig. para9J.— —28.opodium 1 Uoze98

Opii — 17
RKalurbec verole — —23|1I album —6
Senegaoo — —9 loschugs Gran—17)

Flores Chamom. Romanae 1 Unzo—SMHOleum Amygdel. 1 Unze —+7
cone. — 662 frig. erpres — —203

vulgaris —23 gnmmarar. actb. 1 Ser.25
cono. — — 31 Bergamottao. 1Dra.

gr. mod. pulvy/ - 4 camphora 1 Uze—
subt. pulv. — 44 Chamom, citrat.Scr.47

Rhocados — — 61 "* simplox — 1½

concisi — — torchinth. 1 Dra.—17
Rosar. rubr. cone,— —21 Crotonis 1 Ser.—5

laurinum 1 Unze—
GCuti:i — —9 Macidis. 1 Dra.—13
 gFr. mod, pulv. — 23 Month. cripp.Sc14

subt. pll.1 Dra.3 Neroli —2
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E Gowleht. MEl S 8 Tu Gesicht.El##

Oleum Nucistae 1 Unze —11 Semen Petroselini 1 Ure47
Petrosclim. 1 Ser.6 SJli — 5
RHosarum — —861SyFrupus Croci — —9

-crud. 1 Unze.5
ectilicat. — 11 Tinetura Castoroi Sibirici 1 Dra.11

Ta race 1 Dra.—12 —. 24
Opium subt. pulr. ——686 Chiniodini — —1

(Aus cinem Theil Chiniod.
Radix Saponer. rubr. cone1 Unz4 acht Theilcn Spir.

. — 13 vial rectillcatiszs. bercilct.)

·- —.—-14i ColoantlmL .1lano—15
«sul)t.pnlv. — —17 Hoschi. 1 Dra.—247

Tinetura bnarbenl 1 Unzo—273
Sal thormar. Curon- — — mplor — —153cceum 1 Dra.—511APinctura m acida 4
Scammon. srn — —11 Tragocanlagnng — —151

ubt. pulv.. — 14 subt. pulv. — 1

Semen Auti kene. 1Unze—5
berale. — 0Coguentum Cantharid. —.reconac“ — —½ Elcemi — 11





Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Siebentes Sück vom Jahr 1843.
 —...*= -

 XllII. Bekanntmachung
des Fürstlichen Geheimen-Raths-Collegium vom 6. September 1848,
den Anschluß der Königlich Baherischen Erklave Kaulsdorf an die Ober-

herrschaft des Fürstenthums Schwarzburg-Rudolstadt
hinsichtlich der Branntweinsteuer betreffend.

Nachdem die Königlich Bayerische Staatsregierung hinsichtlich der Erklave
Kaulödorf sich der zum Thüringischen Zoll= und Handelsvereine gehörigen
Oberherrschaft des dieöseitigen Fürstenthums in Ansehung der Besteuerung des
Branntweins und der Gemeinschaft der Branntweinsteuer, wie solche nach
Maßgabe des Vertrags vom 8Zten Mai 1811 über die gleiche Besteuerung in-
nerer Erzeugnisse (Gesetzsamml. 1841. Nr. XXIIl. S. 128 ff.) zwischen Preu-
ßen, Sachsen und den zu dem Thüringischen Zell= und Hardelsvereine ver-
bundenen Staaten besteht, angeschlossen hat; so wird solches andurch mit dem
Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß demzufolge zwischen dem
Gebiete des genannten Vereins und der Königlich Bayerischen Erklave Kauls-
dorf völlig freier Verkehr mit Branntwein ohne Erhebung und Rückvergütung
einer Abgabe bei dem Uebergange stattfindet.

Rudolstadt, den 6. Septbr. 1843.

Fürstl. Schwarzburg. Geheime-Raths-Collegium.
(gez.) Ketelhodt.

e4

Fürstl. Schw. Rudolli. Gelrglammlung. IV. 8
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&amp; XV. Bekanntmachung
desFürstlichen Steuercollegium, die zur Erleichterung des Verkehrs mit dem
Herzogthume S. Altenbun getroffene Vereinbarung wegen gegenseitiger An-

nahme der beiderseitigen Scheidemünzen in den an den Grenzen
gelegenen Chausseegelder= Einnahmen betreffend,

d. d. 26. October a. c.

Nachdem zur Erleichterung des Verkehrs zwischen dem hiesigen Fürsten-
thume und dem Herzogthume S. Altenburg wegen gegenseitiger Annahme der
Scheidemünze in den Grenz-Chaussee-Gelder-Einnahmen eine Vereinbarung
getroffen worden, so wird solches mit dem Bemerken andurch öffentlich be-
kannt gemacht, daß demzufolge künftighin die Entrichtung der Chaussee= und
Brücken-Gelder bei der Herzoglich S. Spausstgelrer, Einnahme zu Ezel-
bach ebensowohl in biesiger Scheidemünze des 2 Guldenfußes, als in den
diesseitigen Barrieken in der Ludwigsburg und im untern Schlage allhier in
Herzoglich S. Altenburgischer Scheidemünze des 14 Thalerfußes erfolgen kanm.

Rudolstadt, den 26. October 1818.

Fürstl. Schwarzburg. Steuercollegium.
(#es) Ketelhodt.



Geletzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Achteo Stück vom 2= 1843.

# XV. ——
der Fürstl. Landeshauptmannschaft vom 2. Octbr. 1843.

(Erih. Int. Bl. 1843. St. 44. Bell.)

Bestimmungen über Extrapost= und Courier-Beför-derung für die Station Frankenhausen.
A. Zophlungssätze.

#h. 1. Postgeld.
Es wird für ein Extrapost-Pferd. 10 #

für ein Estafetten= oder Courier-Pferd 15“.
auf die Meile bezahlt. Eine anderweite Normirung dieser Süätze wird vorbe-
balten und erforderlichen Falles öffentlich bekannt gemacht werden.

b. 2. Wagengeld.
Das Wagengeld betrdgt für einen Annn Stationswagen, ohne Un-

terschied ob derselbe in Federn hängt oder auf der Achse ruhet, 1 .K, und
für einen ganz oder halb verdeckten, hinten und vorn in Federn hängenden
oder auf Druckfedern ruhenden Stationswagen 71 # auf die Meile. Für
einen offenen, mit einem Leinwandverdeck versehenen Schlitten kommt der Satz
von 4 F, für einen verdeckten, auf Schlictenkufen gestellten Chaisenkasten
aber der Satz von 71 &amp;. auf die Meile in Anwendung. Fur diese Zahlung
muß der Posthalter für seine Station zugleich die, zur Befestigung des Rei-
segepäcks etwa erforderlichen Stricke herleihen.

s. 3. Wagenmeister-Gebühr.
Die Wagenmeister-Gebühr oder das Bestellgeld becrdgt für jeden Cou=

rier- oder Extrapost-Wagen 4.
b. 4. Schmiergeld.

An Schmiergeld ist zu zahlen, wenn mit Fett geschmiert wird, # .
und wenn mit Theer geschmiert wird, 2 &amp;F für jeden Wa. Disse 2

Färstt. Scw. Rudolst. Gesetsammlung. .
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sind auch dann zu entrichten, wenn der Reisende das Material selbst hergiebt.
Das Schmiergeld wird ubrigens nur gezahlt, wenn wirklich geschmiert und
der Wagen nicht von der Post gestellt wird.

§. 5. Postillon-Erinkgeld.

Das Postillon-Trinkgeld beträgt bei einer Bespannunga) mit 2 Pferden, auf die Meile- - 5 Hn
b) mit 3 oder 4 Pferden, auf die Meile — 74-
) mit mehr Pferden, für jeden Postillon auf die Meile 71

g. 6. Berechnung der Viertel= u. Meilen und
der Bruchpfennigeu.s.w.

Nach Berhältniß der für eine Meile bestimmten Sähze ist für die über-
schießenden Viertel- 2c. Meilen die Zahlung zu leisten. Die überschießenden
Bruchpfennige werden bei den einzelnen Beträgen für volle Pfennige gerech-
net. Bei Berechnung des ganzen Betrags des Postgeldes und der Nebenaus-
gaben werden

für 1 oder 2 überschießende Pfennige 3 Pfennige oder 1 %
* 4 * 5 r “" 6 * * 1 I

· 7 * 8 * *- 9 - 5 1 “"„

· 10 11 - - 12 1

angesetzt.
g. 7. Extrapost-Tarif.

Auf der Extrapost-Erpedition befindet sich ein Ertrapost-Tarif, aus wel-
chem der Reisende den für die Station zu zahlenden Betrag des Postgeldes
und aller Nebenkosten genau ersehen kann. Dieser Tarif enthält zugleich die
Bestimmungen in Betreff der zu zahlenden Wartegelder 2c.

#. 8. Extrapost-Quittung.
Ueber das bezahlte Postgeld sowohl,, als auch über die, auf der Station

gleich mit bezahlt werdenden Nebenkosten, bestehend in Bestell-, Schmier-,
Wagen-, Chaussée-, Damm-, Brücken= rc. Geld, muß ungefordert eine
Quittung ertheilt werden.

Das Postillon=Prinkgeldwirderstnach* Fahrt an den Po-stillon unmittelbar bezahlt.
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8. 9. Mehrforderungen sind nicht gestattet.

Außer dem, in der Quittung specificirten Betrage, dem Postillon-Trink-
gelde und den etwaigen, an der Hebestelle selbst zu entrichtenden Communi-
cations-Abgaben, worüber das Nöthige in der Quittung bemerkt werden muß,
haben die Reisenden an Niemand irgend etwas zu zahlen, und weder
der Wagenmeister, noch dessen Gehilfe oder sonstige Personen dürfen ein Trink-
geld von dem Reisenden für Leistungen fordern, welche zum Dienst gehören,
und wofür bei Berichtigung des Extrapostgeldes die Zahlung schon erhoben ist.

 3#. Bespannung.
§s. 10. Norm der Bespannung.

Die Bespannung regulirt sich nach der Beschaffenheit der Wege und der
Wagen, so wie nach dem Umfange und der Schwere der Labung.

6. 11. Wege.
Die Wege sind entweder chaussirte oder unchaussirte.

A. Den Chausséen werden gleich geachtek:
a) ganz feste, ebene, in polizeimäßigem Stande befindliche, ganz
 ttrockene Wege in schwerem Boden;

b) ganz eben gefahrene, völlig feste Schnee= und Frostbahnen.

Den nichtchaussirten Wegen sind gleich zu achten:
a) Lehm-Chausséen bei nasser Witterung;
b) Kies= und ähnliche Chausseéen, wenn solche durch anhaltendes

Regenwetter und schweres Fuhrwerk aufgelöst und durchfah-
ren sind, und überhaupt keine feste Bahn bilden;

Tc) Stein-Chausséen, wenn der größte Theil des Weges von ei-
ner Sctation zur andern mit zerschlagenen Steinen neu be-
schüttet ist, und wenn in tiefem Schnee erst Bahn gefahren
werden muß.

9
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5. 12. Wagen.

Bei den Wagen werden die §. 14. angegebenen drei Gattungen ange-
nommen.

Bei allen Wagen ist bei der Fortschaffung auf nicht chaussirten Wegen
zu berücksichtigen, ob sie die Wegespur halten.

5. 13. Ladung.
Bei Ermittelung des Gewichts der Ladung wird, soviel die Personen be-

trifft, eine Person, welche das 16te Jahr zurückgelegt hat, zu 150 Pfund,
eine Person von 13 bis incl. 16 Jahren zu 100 Pfund, eine Perfon von 5
Jahren bis 12 Jahren zu 50 Pfund angenommen. "

Ein oder zwei Kinder unter 5 Jahren werden nicht gerechnet; drei und
vier Kinder unter 5 Jahren werden zu 100 Pfund veranschlagt. Die Anga-
ben des Reisenden über das Alter sind ohne weiteren Beweis genügend.

Jeder Domestik wird für eine Person gerechnet, ohne Unterschied wo er
seinen Platz auf dem Wagen hat.

Die Schwere des Reisegepäcks ist in der Regel nach folgenden Normen
abzuschätzen. · « .

tKoffekwikdzu--sonuuleachezu--80Pfcmd
1 beweglicher Sitzkasten zu 50 — 1 Mantelsack zu 50 —

gerechnet. Sind diese Behältnisse seer, so kommen sie nicht in Anschlag.

Hutschächteln, Reise= und Nachtsäcke, so wie die kleinen Reisebedürfnisse,
welche die Reisenden unverpackt im Wagen mit sich führen, werden bei Fest-
stellung der Ladung ebenfalls nicht veranschlagt. In Betreff solcher Gegen-
stände, welche von ungewöhnlicher Schwere sind, als Geld, Metall rc., be-
stimmt der §. 15. das Nähere. "
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14. Pferdezahl.

ür die Bespannun nq verschiedenen Gattungen von Wagen sollen folgendezi sp Ler gnberlbie zur NRichescher dienen.
Chaussee. Unchausstrter Weg.

Ohne UnterschiedBel spurhalten- Bel nicht spurbal-
. der Wagenspur.] den Wagen. benden Wagen.

agen. »

Vewich z8 Gewich E eicht z3ad ng. S eadung 2SL#adung..
Plund. S Pfund Pflund. ri

u1ste Gattung.
eLLelchte, offene oder mit einem Lein bis 800|02 blo 50070 5 400
Saegereliehent an vtal. über 800 über 500 über 400
ruhende Kalesch Kaleschen mil dis 1200 3 bis 900 3 bio 700 3
bedeckten Ein aasalleien auch über 1200 über 900 über 700

Hiatenein Federn hängendeCCbaisenbis 16004 bis 1300 bis 1000
l leinen Unterschied über 1300 über 1000

macht,ob der Voder= und Rucksiz bie 1700 5 bis 1300.5
mit äsen ! berwerlichenVer- über 1300

deckeversehen ist odernicht. bis 17006
2e Gattung.

Chalsen, die hinten und vom in bis 600% bis 350 2 450
bedern häugen, oder auf Drucse, #ber 000 über 350 über 450

dern auben auch uichte zweisigige bis 9003 b#6 600 bie 750
Batard über 900 über 600 über 750

bis 12004 bis 90U0 bio 0N00
über 1200 über 900 uber 9

bis 16000 5 bis 12005 bis 1150 6
über 1200 über 1150

bis 1600066 bis 16008
3te Gattung. .

Kuischen mit Honten sestem Ver bis 600 3 bis 40003 500decke; auch Lan über 600 über 450 über 500
bis 1000 bio 600 bio 700 5

über 1000 über 600 über 700
bis 1400.5 bl#e 900 5 bis 10006

über 1400 uber 9 über 1000
bie 1800066 bis 120006 bie 14008

über 1800 über 1200
bis 221007 ic 15007

über 2200 über 1500
bis 2000 8 bis 21008

e Ladung eincs Wageno darf den, in vorstehender Tabelle als Marimum angegebenenSprcon nicht überschreit
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Bei Courieren werden die Ladungssätze um ein Drittel geringer angenommen.
Zu bemerken ist, daß ein Mehrgewicht bis 50 Pfund über die, für jede

Mierdezahl festgesetzte normalmäßige Ladung nicht dafür entscheidet, daß der
Reisende ein Pferd mehr nehmen und bezahlen muhß.

Bei sechs und mehr Pferden müssen zwei Postillone gestellt werden. Bei
fünf Pferden hängt es von dem Willen des Reisenden ab, ob ein oder zwei Postil-
lone gestellt werden sollen. Auf Wegen, welche nur theilweise chaussirt sind,
kommen die für unchaussirte Wege festgesetzten Ladungssähze in Anwendung.

. 15.

Der Reisende kann hiernach selbst beurtheilen, wie viel Extrapost- etc. Pferde er
bedarf, und bestellt darnach die Pferde. Findet der Wagenmeister oder der Post-
halter die bestellte Anzahl Pferde nach den obigen Bestimmungen nicht ausreichend,
so ist dieses zunachst dem Postbeamten und von diesem dem Reisenden vorzustellen.
Kommt keine Vereinigung zu Stande, so steht dem Vorsteher der Postanstalt die
Entscheidung zu, und bei dieser muß der Posthalter mit etwaigem Vorbehalte der
Beschwerdefuhrung sich beruhigen. Der Posthalter darf sich mit dem Reisenden
nicht in Erorterungen und Streitigkeiten einlassen, sondern hat seine etwaigen Be-
denken und Erinnerungen bei dem Postbeamten anzubringen. Der Reisende ist
jedoch, was die Gewichts-Abschätzung des Gepäcks betrifft, an die
g. 13. hierüber gegebenen Normen, auch an die diesfällige Entscheidung der Post-
anstalt, — selbst wenn solche für ihn günstiger ausfällt, als nach jenen Festsetzun-
gen, — nicht gebunden. Er kann verlangen, daß das gesammte Reisegepäck oder
derjenige Theil desselben, dessen Schwere streitig ist, in seinem Beisein gewogen
werde, was unweigerlich und unentgeldlich geschehen muß. Nach dem hierdurck
ermittelten Gewicht wird alodann die Schwere der Ladungfestgesett, und dieses
Gewicht wird mittelst specieller Angabe des gewogenen Gepäcks im Begleitezettel
angemerkt. Auf Begehren des Reisenden muß die Pestanstalt demselben auch eine
Bescheinigung über die solchergestalt ermittelte Schwere seiner Bagage ertheilen.

Dagegen hat der Posthalter oder die Postanstalt nicht die Befugniß, von
dem Reisenden zu verlangen, daß derselbe sein Gepäck wiegen lasse, mit alleiniger
Ausnahme solcher Fälle, wo gegründete Vermuthung vorhanden ist, daß
ein Theil des Reisegepäckeé Gegenstände von ungewöhnlicher Schwere, als Geld,
Metalle oder solche Waaren enthalte, die nach Verhältniß ihres Umfangs sehr
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stark ins Gewicht fallen. Wenn der Reisende bei dergleichen Gegenständen unter
seinem Gepäck sich mit einer billigen ungefähren Abschätzung des Gewicht dersel-
ben nicht zufrieden stellen läßt, so muß er sich gefallen lassen, daß sie gewogen wer-
den. Die Postbeamten werden aber dafür verantwortlich gemache, daß eine solche
Maßfregel gegen den Willen des Reisenden nicht angewendet werde, ohne daß die
Vermuthung der unverhältnißmäßigen Schwere des Gepäcks durch erhebliche
Gründe unterstützt wird.

 e

Von den im F. 14. gegebenen Bestimmungen wegen der Bespannung darf
nur zu Gunsten des Reisenden abgewichen werden. In den seltenen Fällen,
wo die ganz eigenthümliche und wesentliche Schwierigkeit des Postweges nach
einer Station es erforderlich macht, die ad §. 14. bestimmte Pferdezahl um
ein Pferd zu vermehren, wird die Postanstalt mit einer, für diesen Statiohs=
weg geltenden Autorisation versehen werden, womit sie sich wegen der aus-
nahmsweisen Bestimmung zu justificiren hat.

Wenn die Poststraße durch ungewöhnliche Natur-Ereignisse unfahrbar
geworden, z. B. ganz verschneit ist, und notorisch feststeht, daß auf derselben
eine Beförderung mit der reglementsmäßigen Pferdezahl unmöglich ist, so wird
dem Reisenden die Nothwendigkeit der Mehrbespannung vorgestellt. Verlangt
er dennoch nur mit der reglementsmäßigen Bespannung fortgeschafft zu wer-
den, so ist der Posthalter für die sichere und prompte Beförderung nicht mehr
verantwortlich, und der Reisende muß, wenn sich unterweges die Unmeöglich-
keit bestätigt, die Extrapost fortzubringen, sich gefallen lassen, daß er auf
dem Wege liegen bleibt, und der Postillon mit den Pferden zurückkehrt, um
die erforderliche Mehrbespannung, welche der Reisende dann vom Stations-
orte ab bezahlen muß, zu beschaffen.

F. 17.
Ohne Vereinigung des Reisenden und des Posihalters (durch Vermitte-

lung der Yostanstalt.) dürfen nicht weniger Pferde vorgelegt werden, als ge-
genwärtige Verordnung besagt. Diese Vereinigung geschieht entweder ausdrück-
lich, — in Folge stattgehabter Erörterung oder Räcksprache zwischen dem Reie
senden und dem betreffenden Postbeamten, —oder sie verstehet sich stillschwei-
gend von selbst, wenn der Reisende weniger Pferde bestellt, als er grundsätz=
lich zu nehmen verpflichtet ist, und wenn die Postanstalt dem Verlangen des
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Reisenden dann ohne Einwendung willfahrt. Erfolgt solche Vereinigung, so
ist die folgende Station nicht daran gebunden. Die Postanstalt darf aber,
bei nachdrücklicher Strafe keine höhere Bezahlung annehmen, als für die wirk-
lich hergegebene Bespannung festgesetzt ist. Die Anzahl der bezahlten Perde
muß unter allen Umständen im Begleitzettel angegeben werden.

C. Abfertig ung.
b. 18. Zeitmaß der Abfertigung.

a) Der Exttaposten.
Sind die Extrapost-Pferde voraus bestellt worden, gleichviel ob

von Reisenden im Orte oder von weiterher kommenden Reisenden, so müssen
die Pferde dergestalt bereit gehalten werden, daß zur bestimmten Zeit pünkt-
lich abgefahren werden kann. ·

Weiter herkommende Ertraposten, zu denen die Pferde nicht vorausbestellt
worden sind, müssen sich eine Stunde Aufenthalt gefallen lassen, wenn die
Pferde nicht eher zu beschaffen sind. Dock ist dem Posthalter möglichste Be-
schleunigung der Abfertigung zur Pflicht gemacht worden.

b) Der Courlere.
Die Abfertigung eines Couriers muß, wenn die Perde vorausbestellt wor-

den sind, in höchstens fünf Minuten, und wenn keine Vorausbestellung er-
folgt ist, in zehn Minuten bewirkt werden. Wenn ein Stationswagen ge-
stellt werden muß, so treten dieser Abfertigungszeit zehn Minuten hinzu.

5. 19. Reihefolge.
Die Abfertigung der Extraposten geschieht in derReihefolge, in welcher

die Pferde bestellt worden sind. Couriere gehen hinsichtlich der Abfertigung
den Ertraposten vor.
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D.

Befördernngszeit.
20.

Die Beförderung muß in der, in rchlehender Tabelle angegebenen Frist
bewirkt werden.

Tabelle
über die

Beförderungszeit für Couriere und Ertraposten.

Eouriere. Ertrapvposten.

rIae, unchausfsirt. ——50 LIIEIIIIIIVIIIMeilen. baht. gewohnll- berglgemn hewöhnlt= i“ gewöhnli=bechigem
chenm We"0 chem Weg chem Weg—i 8 Wege. obe Wege. # Wege. rn

in finstern # Ken in finbemn in finsternNächlen. Nächien. Nächten. Nächten.
St. Min.] St. Min. Si. Msn. St. Miy# St. Mia.] St. Min.] St. Min.] St. Mia.

1 8 9 1 12 10 12 15 18.

1 15 18 20 2 20 23 30 35« 23 27 30 34 30 34 45 53
1 30 35 40 45 40 411 —11 10
4 Is 50 57 50 5 15 28
1# 45 5341 —1 8 1 — 1 8 30 45
1 53 1 211 1011 191 1011 1911 45 12 3
28 1 —% 101 2001 320 201 302 —2 W
2 1 91 21 321 4 321 432 182 40
3 181 301 433 1 53% 52 333 —
221% 271 40|1 542 8 542 82 53 20
3 1 33 5012 52 202 52 2003 10 3 40
311 472 42 42 382 20|2 333 30 5
3 1 59922 182 352 552 352 553 50 4312 92 322 2 50| 3 1302 503 134 104 53
4 2 202 4 583 3003 533 304 305 ?

edewelleregl 12 14 15 16 15 16 20 25

6–
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Welche Straßen für chaussirt und für nicht chaussirt angenommen werden, ist

im 5. 1I. bestimmt worden.
Bei theilweise chaussirten Straßen wird die Beförderungsfrist für den chaus-

sirten und für den nicht chaussirten Theil nach obigen Bestimmungen und zwar nach
Maaßgabe des Satzes für die ganzeStationolänge besonders berechnet, z. B. bei
Extraposten für eine Station von 2 Müllen , wovon 1 Meile chaussirt und 1 Miile
unchaussirt ist:

für die chaussirte Strecke die Hälfte des
Satzes für 2 chaussirte Meilen mit — St.40Min.,resp.—St.45Min.

fürdieunchaussirteStrecke die Hälfted.
Satzes für 2unchaussirte Meilen mie 1 " 1 l 10 =

überhaupt: 1 St. 10 Min., resp. 1 St.55Min.
Wenn außergewöhnliche Wegehemmungen eintreten, wodurch die reglements-

mäßige Beförderung erschwert wird, so ist hierauf bei Berechnung der Bekörde=
rungszeit billige Räcksicht zu nchmen.

#. 21. Anhalten unterwegs.
Betragt der zurückzulegende Weg nicht über drei Meilen, so vorfoderPostil-

lon ohne ausdrückliches Verlangen des Reisenden unterwegs ncht anhalten. Bei
größerer Entfernung ist ihm zwar gestattet, zur Erholung der Pferde einmal anzu-
halten, jedoch darf dieses nicht über eine Viertelstunde dauern. Aufdiesen Aufenthalt

her, einschließlich desselben, dieoben angegebene Beförderungszeit eingehalten werden.
Whrend des Anhaltens darf der Postillon die Pferde nicht ohne Aufsicht lassen.

#5. 22. Beförderungzzeit bei nicht normalmäßiger Bespannung.
Wird der Reisende auf sein Verlangen durch eine geringere Anzahl von Pfer-

den als das Reglement vorschreibt befördert, so kann er auf das Einhalten der
normalmäßigen Beförderungözeit keinen Anspruch machen.

E. Garaoutie für das Reisegepäck.

Verlust oder Beschädigung von Sachen, welche der Reisende bei sich führt,
ingleichen von Waaren, welche mit Extrapost versandt werden, vertritt die Post
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nicht. Der Reisende und resp. der Absender muß dafür sorgen, daß dieselben ge-
hörig verpackt, befestigt und beaufsichtigt werden, und daßin dem zurückkehrenden
Stationswagen nichts liegenbleibe. Wird aber durchdie Schuld des Postillons
oderin Folgefehl den Sachenoderder
Person desReisenden einSchadenzugefägt, so ist derPosihalter zum Schaden-
ersatz verpflichtet. Falls deohalb unter Vermittlung der Postanstalt keine Eini-
gung zwischen ihm und dem Reisenden zu Stande kömmt, so bleibt dem Letztern
überlassen, sein Interesse gegen den Posthalter gerichtlich zu verfolgen. Die Post-
verwaltung haftetjedoch dem Reisenden auchiin diesem Falle fur keinen Schaden.

F. Posiitone.
s. 21. Postillons-Montur.

er Postillon muß mit der vorschriftmäßigen Montur bekleidet und mit der
Posttrompete versehen sein.

#. 25. Sitß des Postillons.
Bei zweispännigem JFuhrwerke gebührt dem Postillon ein Sitz auf dem

Wagen. Ist kein Platz für ihn, so muß der Reisendeein drittes Pferd nehmen.
Bei ganz leichtem Fuhrwerke, als Droschken 2c. und wennderleichteWagen etwa
nurmit einem Reisenden besetzt ist, der außer einem Reise-oder Nachtsack und klei-
nen Reisebedürfnissen kein Gepäck mit sich führt, wird indeß billige Rücksicht ge-
nommen, und kann in dergleichen Fällen bei kurzen Stationen eine zweispännige
Beförderung auch dannStatt finden, wennder Postillon vomSattel fahren muß.

Bei drei= und mehrspännigem Fuhrwerke muß der Postillon vom Sat-
tel fahren, wenn ihm der Reisende keinen Platz auf dem Wagen gestattet.

Bei Extraposten, die mit vier und mehr Pferden bespannt sind, muß
stekslang gespannt und vom Sattel gefahren werden, insofern nicht der Reisende
das Fahren vom Bocke verlangt.

§. 26. Tabackrauchen.
Der Postillondarf sich bei der Beförderung nicht erlauben, Taback zu rauchen,

darf auch die Reisenden um die Erlaubniß dazu nicht ansprechen.
s. 27. Mitnahme vonFutter für die Pferde.

Die Wagen der Reisenden dürfen nicht mit Futter für die Pferde belastet
werden. Es darf bei Beförderung nach einem Orte, wo keine Poststation befind-
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lich ist, hochstens nur so viel Futterkorn mitgenommen werden, als der Postil-
lon beim Fahren vom Bock zwischen den Fußen verbergen kann.

4. 28. Wechseln mit den Pferden.
Das Wechseln der Pferde darf, wenn eine Extrapost einer Post begegnet,

gar nicht, bei sich begegnenden Extraposten aber nur mit auêdrücklicher Einwilli-
gung der beiderseitigen Reisenden geschehen.

Der durch das Wechseln entstandene Aufenthalt muß bei der Fahrt wieder
eingeholt werden.

Das Trinkgeld erhält derjenige Postillon, der den Reisenden auf die Station
bringt.

« §.29.AuöweichenderErtrapostenm

Extraposten und Couriere mussen sich einander zur Halfte, andern Gattun-
gen von Posten aber ganz ausweichen. Alles Privatfuhrwerk muß den Extta-
posten und Courieren gleich wie den übrigen Posten ausweichen, sobald der Postil-
lon mit der Trompete das Zeichen giebt.

§. 30. Vorbeifahren der Erxtraposten.
Es ist erlaubt, daß eine leicht beladene Extrapost der schwereren oder eine

reglementmaßig bespannte Exrtrapost der mit weniger, als der reglementmäßigenBespannung beförderten, Erd Gegenseitiges Ueberjagen und Wektfahren
darf aber nicht Statt finden.

#d. 31. Das Vorfahren beim Post= oder Gasthause.
Der Reisende hat zu bestimmen, ob bei der Ankunfk auf der Station beim

Posthause oder bei einem Gasthause und bei welchem oder ob bei einem Privathause
vorgefahren werden soll. Der Postillon muß hierin ohne Widerrede folgen. Den
Gastwirthen ist nicht erlaubt, den Postillon für das Zubringen von Reisenden ein
Trinkgeld zu geben, und den Postillonen ist verboten, solches anzunehmen. Wird
nicht beim Posthause vorgefahren, so muß der Postillon, wenn der Reisende es
verlangt, die Pferde zur Weiterreise bestellen.

s. 32. Führung der Pferde.
Dem Postillon allein gebührt es, die Pferde zu führen. Wenn der Reisende

oder dessen Leute an dem Postillon Thätlichkeiten verüben, so hat der Postillon
die Befugniß, sogleich auszuspannen. Dasselbe gilt, wenn der Reisende selbst die
Merde durch Schlage 2c. antreiben sollte.



1843. 47
z. 33. Begnügung mit dem#reglementmäßigen Trinkgelde.
Die Postillone müssen sich, bei Vermeidung harter Strafe auf erfolgte An-

zeige, mit dem reglementmäßigen Trinkgelde begnügen, und dürfen sich auf keine
Weise unzufrieden bezeigen. Giebt der Reisende ihnen ein Mehreres, so haben sie
solches dankbar anzunehmen.

G. Begleitzettel, Passagierstube,
Beschwerdeführung.

K. 31. Begleitzettel.
Jeder Extrapost-Reisende und Courier ist zu verlangen berechtigt, daß in

seiner Gegenwart von der Postanstalt die Stunde der Ankunft und
Abfahrt im Begleitzettel verzeichnet werde; auch hat derselbe die Befugniß, seine
etwaigen Beschwerden darin selbst niederzuschreiben.

g. 25. Passagierstube.Zur Aufnahmederd d bauf
der Station ein anständiges, im Winter erwärmtes und desNachto erleuchtetes
Zimmer (Post-Passagierstube) in Bereitschaft gehalten werden. Findetin die-
sem Zimmer Bewirthung Statt, so muß ein approbirter Preis-Courant der ver-
abreicht werdenden Speisen und Getränke öffentlich aushängen, welcher nicht über-
schritten werden darf.

k. 36. Beschwerdebuch.
In der Post-Passagierstube liegt ein Beschwerdebuch aus, worin jeder Rei-

sende seineBeschwerden niederschreiben darf. Der Reisende konn also seine Be-
schwerden, wenn er solche nicht durch eine unmittelbare Anzeige zur Kennkniß der
unterzeichneten Behörde bringen will, entweder in den Begleitzettel oder in das
Beschwerdebuch einschreiben.

Frankenhausen, den 2. October 1843.

Fürstl. Schwarzb. Landeshauptmannschaft daselbst.
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MXVI. Gesetz,

den Erlaß des Mahl= und Kopfarcises in der Fürstl. Oberherrschaft und des
vierten Theils der terminlichen Contributionen oder Löhnungen

in der Fürstl. Unterherrschaft auf das Jahr 1844
betrefend, vom 8. December 1843.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu
Schwarzburg, Graf zu Hohenstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leuten-
berg und Blankenburg u. s. w. thun hiermit unter Zurückbeziehung aufdie Gesetze
vom 22. December 1841 und 23. November 1842 (Gesetzs. 1841. M XXV.
und XXXV.. 181. M XXXVII.) kund und zu wissen, daß Wir Uns gnädigst ent-
schlossen haben, den für das vorige und das laufende Jahr bewilligten Erlaß des
Mahl= und KopfaccisesinderOberherrschaftunddes vierken Theils der terminlichen
Contributionen oder Löhnungen in der Unterherrschaft Unseres Fürstenthums auch
für das nächstkünftige Jahr 1841 zu bewilligen.

Urkundlich unter Unserem Fürstlichen Insiegel und unter Unserer eigenhändi-
gen Unterschrift.

So geschehen
Frankenhausen, den 8. December 1843.

(L. S.) Friedrich Güntber,
F. z. S.
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